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Prüfauftrag zu einem Entlastungspaket für die 

Greifswalder Wirtschaft 

 
Beschluss: 
 
Die Bürgerschaft beauftragt den Oberbürgermeister, folgende Maßnahmen zur Entlastung der 
Greifswalder Wirtschaft zu prüfen und anschließend Vorschläge zu einer rechtssicheren 
Umsetzung der jeweiligen Maßnahme vorzulegen: 
 
1. Die Erhebung der Gebühren für das Ausstellen von Handwerkerparkkarten auszusetzen 
beziehungsweise auf den rechtlich möglichen Mindestbetrag gemäß GebOSt abzusenken.  
 
2. Die Nichterhebung der Vergnügungssteuer aus der „Satzung der Universitäts- und 
Hansestadt Greifswald über die Erhebung einer Vergnügungssteuer für Veranstaltungen“. 
 
3. Die Gebühren gemäß § 4 der „Gebührensatzung über die Sondernutzung an öffentlichen 
Straßen, Wegen und Plätzen in der Universitäts- und Hansestadt Greifswald“ und Nr. 4.2 der 
Anlage zur Gebührensatzung zu erlassen. 
 
4. Die Ausstellung der „Pendler-Park-Card“ der Greifswalder 
Parkraumbewirtschaftungsgesellschaft mbH (GPG) schnellstmöglich wieder zu ermöglichen und 
sowohl für neuausgestellte wie bisher ausgestellte Pendler-Park-Cards den maximalen 
Abbuchungsbetrag auf täglich 1,00€ zu begrenzen. 
 
5. Die Aussetzung der Gebühren für die Wochenmärkte auf dem Historischen Marktplatz und 
am Möwencenter. 
 
Die beschriebenen Maßnahmen sollen zunächst Anwendung bis zum Ende des Jahres 2026 
finden. Der Oberbürgermeister wird zudem gebeten, weitere Vorschläge zur konkreten 
Entlastung der Greifswalder Wirtschaft von finanziellen und bürokratischen Belastungen 
vorzulegen. 
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Ergebnis: 
 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen 

7 24 3 

 
 

 
 
 
 
 

Prof. Dr. Madeleine Tolani 
Präsidentin der Bürgerschaft 
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